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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 RS 33/08 B 
 
L 4 RA 603/04 (Sächsisches LSG) 
S 2 RA 1425/03 (SG Dresden) 
 
 
 
 
…………………………………………………………….., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   …………………………………., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
vertreten durch das Direktorium, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Mai 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   M u t s c h l e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 26. Februar 2008 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 26.2.2008 hat das Sächsische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Feststellung der Zeiten vom 1.7.1980 bis zum 30.6.1990 als (weitere) Zeiten der 

Zugehörigkeit zum Zusatzversorgungssystem der technischen Intelligenz sowie der dabei er-

zielten Arbeitsentgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung vom 15.4.2008 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des Sozialge-

richtsgesetzes (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan 

worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums aufzeigen, welche Fra-

gen sich stellen, dass diese Fragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser 

Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist 

und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). 

 

Der Kläger bezeichnet bereits keine Rechtsfrage, der grundsätzliche Bedeutung beigemessen 

werden könnte. Er stellt lediglich (zu 1. der Beschwerdebegründung) den "Gegenstand des 

Rechtsstreites" dar und gibt (zu 2. der Begründung) die Rechtsauffassung des LSG im ange-

fochtenen Urteil wieder. Hierzu äußert er (zu 3. der Begründung) eine "Gegenauffassung", um 

sodann (zu 4.) auszuführen: "Die Rechtsfrage an der Schnittstelle des Sozialrechtes zum Ge-

sellschaftsrecht hat sowohl für die Vielzahl der noch offenen Verfahren und das Bestehen eines 

fiktiven Anspruches nach dem Zusatzversorgungssystem der technischen Intelligenz, in denen 

zufälligerweise vor dem 30.06.1990 die notariellen Umwandlungsbeschlüsse der VEB's und 

Kombinate in GmbH's und Aktiengesellschaften als auch für das ohnehin durch das Richter-

recht bestimmte Gesellschaftsrecht bei der Gründung von GmbH's Bedeutung". 

 

Welche Rechtsfrage gemeint ist, ergibt sich indes aus seinem Vorbringen nicht. Schon der Auf-

bau der Nichtzulassungsbeschwerdebegründung mit schwerpunktmäßiger Darlegung seiner 

"Gegenauffassung" zeigt vielmehr, dass der Kläger im Kern die inhaltliche Unrichtigkeit der an-

gefochtenen Entscheidung rügt. Eine Rechtssache hat aber nicht deshalb grundsätzliche Be-
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deutung, weil das LSG die Sache - vermeintlich - falsch entschieden hat (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwer-

de erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch Beschluss 

ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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